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Die Einleitung
Fast nimmt sie schon die Zuge eines Glaubenskrieges an, die immer gleiche deutsche Diskussion um „Einwanderung - ja oder nein?" Dabei hat die Realität die abgedroschenen Thesen langst überholt. Die deut​sche Bevölkerung lebt seit Jahrzehnten zusammen mit zugewanderten Nachbarn, Kollegen und Mitschülern, auch wenn diese Erfahrung in den neuen Bundesländern erst langsam wachst. Rund 300.000 Personen nimmt Deutschland jährlich auf, etwa 200.000 davon haben Aussicht auf einen Daueraufenthalt. Aber viele Politiker scheinen unbeeindruckt von den Integrationsaufgaben, die sich aus dieser Tatsache ergeben. Dabei geht es schon lange darum, Deutsch​land als Einwanderungsland zu gestalten, denn schon jetzt gewinnen wir jährlich eine mittlere Stadt als Einwanderer dazu. 
Werfen wir einen Blick auf Berlin. Hier leben eine halbe Million Menschen, die Deutsch nicht als Muttersprache sprechen: Und - 1st die Integration hier gescheitert? Le​ben die Zuwanderer hier am Rand der Gesellschaft? Weit gefehlt! Am ehesten fallt Fremdenfeindlichkeit dort auf fruchtbaren Nährboden - wo es gar keine Ausländer gibt. Nehmen wir nur einmal das Beispiel der türkischen Gemeinschaft hier in Berlin. Es waren einst vorwiegend ungelernte Arbeitskräfte, die vor 40 Jahren als „Gastarbeiter" kamen und natürlich wirken Bildungsdefizite noch über Generationen nach. Dennoch verlief die Integration damals komplikations-loser, weil die meisten Neubürger problemlos über den Arbeitsplatz, über Kollegen und Freunde Anschluss an die deutsche Gesellschaft fanden. Das ist heute angesichts großer Arbeitslosigkeit nicht mehr so einfach. Aber dennoch: Mit den alten „Gastarbeiterklischees" verbindet die heutigen Berlinerinnen und Berliner türkischer Herkunft nur wenig. Sie sind ein anerkannter, höchst aktiver Teil der Bevölkerung: Zurzeit beschäftigen etwa 5.000 türkische Unternehmen in Berlin rund 20.000 Mitarbeiter in 90 Branchen. Nur noch 30 Prozent der türkischen Finnen Berlins sind in der Gastronomie zu finden, 37 Prozent im Handel und 18 Pro​zent im Dienstleistungsbereich. Ein vitaler und flexibler Wirtschaftssektor, von dem die ganze Stadt profitiert.
Die kulturelle, ethnische und      religiöse Vielfalt kann die Stadt als großen Schatz auf ihrem Konto verbuchen. Sorgen bereiten mir aber die nicht unwesentlichen Schattenseiten. Nein, nicht Kriminalität, da unterscheidet sich die türkische Wohnbevölkerung nicht von der deutschen. Probleme bereitet das teils schlechte Ausbildungsniveau junger Türken. Ein Drittel verließ im vergangenen Jahr die Schule ohne Abschluss. Die Arbeitslosigkeit ist erschreckend hoch, ebenfalls weit hoher als in der deutschen Bevölkerung; sie liegt bei 34 Prozent! Ein Teufelskreis: Für nicht oder nur unzureichend Qualifizierte wird es im​mer schwerer, einen Arbeitsplatz zu finden. Und hier zeigen sich auch manche Nachteile der türkischen Infrastruktur: In manchen Stadtteilen kommt man problemlos ohne gute Deutschkenntnisse über die Runden. Für den Einstieg ins Arbeitsleben gilt das natürlich nicht. Es überrascht nicht, wenn sich bei der jüngsten Umfrage unter der türkischen Bevölkerung fast 90 Prozent für den Ausbau von Integrations- und Sprachkursen aussprachen. Diesen Weg gilt es weiter zu beschreiten, hier liegen die Hauptaufgaben der Integrationspolitik. Die Vielfalt selbst, gerade die kulturell-religiöse, ist keineswegs ein Problem, im Gegenteil. Durch die langen Jahre des Zusammenlebens - gerade bei der jungen Genera​tion - haben die Zuwanderer ihre einstige Exotik verloren. Was wir Tag für Tag neu einüben müssen, ist, Vielfalt als Wert an sich zu verstehen, Unterschiede auszuhalten und zu bejahen, anstatt nur zu tolerieren. Und wir müssen diesen demokratischen Schatz auch entschlossen verteidigen - zum Bei​spiel gegen rechte Gewalttäter. Verbrechen, die aus Hass gegen ganze Gruppen unserer Bevölkerung begangen werden, müssen energisch bestraft werden, ähnlich wie in den USA, wo „hate crimes" besonders schwer wiegen, weil sie die Grundpfeiler des Zusammenlebens beschädigen. Woran es bis jetzt immer noch fehlt, ist eine selbstverständliche Einbeziehung der Bevölkerung in die Diskussion, wie Einwanderung und Integration sich gestalten lassen jenseits von bekannten Vorurteilen und Schlagworten.
Der grundlegende Bereich

Auf der Suche nach Arbeit und Zuflucht verlassen Menschen seit jeher ihre Heimat. Mehr als 150 Millionen Menschen weltweit leben heute außerhalb ihrer Herkunftsländer. Auch Deutschland ist Ziel von Zuwanderern: 7,4 Mil​lionen Ausländer leben heute in Deutschland. Sie kamen als Gastarbeiter oder Asylsuchende, als Studenten oder hoch qualifizierte Fachkräfte.  Wanderungen verbinden Geschichte und Gegenwart. Sie sind ein konstitutiver Bestandteil der Conditio humana - schließlich hat sich auch der Homo sa​piens als Homo migrans über die Welt ausgebreitet. Als historische Ausnahmesituation in Sachen Migration erlebt deshalb die Gegenwart und furchtet die Zukunft nur, wer die Ge​schichte nicht kennt, in der die Bewegung von Menschen über Grenzen und die Begegnung ihrer Kulturen nicht Ausnahmen, sondern die Regel waren.
In der Geschichte haben Deutsche im Ausland und Ausländer in Deutschland in ungewöhnlich großer Zahl buchstäblich alle denkbaren Erscheinungsformen des grenzüberschreitenden Wanderungsgeschehens erlebt: Aus-, Ein- und Transitwanderungen; Arbeitswanderungen von Deutschen ins Aus​land und von Ausländern nach Deutschland; Flucht- und Zwangswanderungen von Deutschen ins Ausland und von Ausländern nach Deutschland, von Deutschen als Opfern und von Deutschen als Tätern, innerhalb und außerhalb der deutschen Grenzen; außerdem kannte die Geschichte der Deutschen nicht nur die Wanderung von Menschen über Grenzen, sondern auch die Bewegung von Grenzen über Menschen hinweg ebenso wie die Ausgrenzung von „Fremden" innerhalb der Grenzen - Juden, Sinti, Roma und andere. Frühe Einwanderer waren die Niederländer, Hugenotten, Waldenser und Salzburger, die im deutschen Reich als Glaubensflüchtlinge aufgenommen wurden. Sie waren oft so begehrt, dass geradezu von einer Art konfessionsbedingtem Technologietransfer gesprochen werden konnte. Die Eingliederung der Fremden wurde, trotz vieler Reibungen, entschieden erleichtert durch das eigene Interesse am Neuen.
Historische Entwicklungslinien
Frühe kontinentale Auswanderer aus dem deutschsprachigen Raum waren zum Beispiel die Vorfahren jener Siebenbürger Sachsen im heutigen Rumänien, deren Ansiedlung im damaligen Königreich Ungarn zurückreicht bis in die Mitte des 12. Jahrhunderts. „Sachsen" wurden sie von ihren ungarischen Nachbarn genannt. Sie kamen aber vorwiegend von Rhein und Mosel. Seit dem 18. Jahrhundert ruckten aus dem deutschsprachigen Raum andere Siedlergruppen nach: aus dem sudwestdeutschen, aber auch aus dem mittel-deutschen Raum die „Banater Schwaben", aus dem Oberschwäbischen und dem Badischen die „ Sathmarer Schwaben". Sie alle sollten durch Siedlung Land erschließen und sichern; dafür bekamen sie einladende wirtschaftliche und kulturelle Sonderrechte. Aber auch andernorts in Sudost-, Ostmittel- und Osteuropa hatten die Deutschen lange mit besonderen Privilegien ausgestattete Siedlungsgebiete. Viele Spuren erloschen erst im Jahrhundert der Weltkriege: durch Zwangsumsiedlungen, durch kulturelle Repression und zuletzt durch die Ausreise derer, die heute als „Aussiedler" in die Heimat der Vorfahren kommen, um hier als „Deutsche unter Deutschen" zu leben. Der kontinentale Oststrom trat in den 1830er Jahren zurück hinter den säkularen Weststrom der überseeischen Massenauswanderung: Von den Hungerjahren 1815/17 bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs 1914 brachte der transatlantische Exodus rund 5,5 Millionen Deutsche allein in die Vereinigten Staaten. Am Ende des 19. Jahrhunderts hatte die Auswanderung den Bevölkerungsdruck in Deutschland um rund 5 Millionen Menschen verringert. Die Spannung zwischen Bevölkerungswachstum und Erwerbsangebot wurde aufgefangen durch das rapide Wirtschaftswachstum im hochindustriellen Kaiserreich. Anfang der 1890er Jahre ging die überseelische Auswanderung scharf zurück. Nachgerade umgekehrt proportional zum Steilabsturz der deutschen Massenauswanderung stieg Anfang der 1890er Jahre die ost- und südosteuropäische Amerika-Auswanderung zur Massenbewegung auf. Bis zum Ersten Weltkrieg passierten mehr als 5 Mil​lionen Auswanderer aus Russland (besonders Polen und Juden) und aus Osterreich-Ungarn das Reich auf dem Weg zu den Seehafen. Die meisten schifften sich in Hamburg und Bremen in die Vereinigten Staaten ein. Im kaiserlichen Deutschland, das weltwirtschaftlich an die Spitze drängte, kehrte sich die Angebot-Nachfrage-Spannung auf dem Arbeitsmarkt im späten 19. Jahrhundert geradewegs um: „Leutenot" in der Landwirtschaft, „Arbeiternot" in In​dustrie, Straßen- und Kanalbau steigerten seit den 1890er Jahren die Saisonwanderungen „ausländischer Wanderarbei​ter" nach Deutschland zur Massenbewegung. Am Vorabend des Ersten Weltkriegs gab es nach amtlichen Schatzungen rund 1,2 Millionen „ausländische Wanderarbeiter" in Deutschland. Die wichtigsten Gruppen stellten Polen und Italiener. Die meisten arbeiteten in Preußen.

In der Weimarer Republik lief die Ausländerbeschäftigung auf niedrigerem Niveau fort und endete fast ganz zur Zeit der Weltwirtschaftskrise. Sie nahm auch im nationalsozialisti​schen Deutschland 1933-1938 zunächst nur verhalten zu. Seit 1939 hingegen mundete sie in die bald millionenfache Sklaverei von deportierten „Fremdarbeitern" und Kriegsgefangenen im „Ausländer-Einsatz" der NS-Kriegswirtschaft. Die überlebenden Opfer stellten nach Kriegsende das Gros der 10 bis 12 Millionen „DPs" („Displaced Persons").
Das Land, das in seiner Geschichte oft fremden Flüchtlingen Aufnahme bot, zwang selber viele zur Erfahrung der Fremde durch Flucht- und Zwangswanderungen. Das galt im 19. Jahr​hundert zum Beispiel nicht nur für die „Demagogenverfolgungen" nach den Karlsbader Beschlüssen von 1819. Es galt dann für die Flucht verfolgter Revolutionäre von 1848/49, die man in den USA, aber auch in Australien „Forty-Eighters" nannte. Und es galt später auch für die Spuren deutscher Sozialisten, die zur Zeit von Bismarcks Anti-Sozialistengesetz (1878-1890) ins europäische, aber auch ins überseeische Ausland führten.
Das alles geriet nach der „Machtergreifung" der Nationalsozialisten 1933 in den historischen Schatten der politisch, weltanschaulich und rassenideologisch bedingten Emigration aus dem nationalsozialistischen Deutschland. Sie führte welt-weit in mehr als 80 Emigrationsländer, unter denen schließlich die Vereinigten Staaten von Amerika am wichtigsten wurden. Für viele, vor allem für die jüdischen Emigranten, war die Flucht ins Exil Rettung aus tödlicher Bedrohung in Deutschland.
Flucht- und Zwangswanderungen
Im Zweiten Weltkrieg folgten Fluchtwanderungen und Zwangsumsiedlungen aus den im Hitler-Stalin-Pakt 1939 den jeweiligen Interessensphären zugeschlagenen Gebieten, Zwangsumsiedlungen, Vertreibungen und Deportationen im von Deutschland besetzten Europa wahrend des Zweiten Weltkriegs, aber auch auf der sowjetischen Seite. Am Ende standen Lagerhaft, Zwangsarbeit und Wiedereingliederung der deutschen Kriegsgefangenen und, noch in den 1950er Jahren, der „Spatheimkehrer" aus der Sowjetunion, vor allem aber die größten Massenzwangswanderungen der europäischen Geschichte in Gestalt von Flucht und Vertreibung der Deutschen aus dem Osten.
Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs gab es in Deutschland vier große Zuwanderungs- und Eingliederungsprozesse. Dabei dominierten oft gegensätzliche Erfahrungen in Deutschland-Ost und Deutschland-West. Die erste Gruppe waren die deutschen Flüchtlinge und Vertriebenen: Im Westen wurden sie appellativ „Heimatvertriebene", im Osten schonaraberisch „Umsiedler" genannt. Was im Westen jahrzehntelang von ein-flussreichen Vertriebenenorganisationen öffentlich als „Recht auf Heimat" eingefordert wurde, blieb in der DDR als „Umsiedlerproblematik" tabuisiert mit Rucksicht auf die östlichen Nachbarn. Im Westen überdauerte die Zuwanderung von „Aussiedlern" aus Ost- und Sudosteuropa das Ende der Vertreibungen: Fast 1,6 Millionen Menschen passierten 1951-88 die Grenzdurchgangslager. Im Osten gab es, jenseits der „Umsiedlerintegration", nur wenig Aussiedlerzuwanderung, die dort, aus den erwähnten Gründen, ohnehin nur als „Familienzusammenführung" in Frage kam. Wenig bedeutend war auch die Zu​wanderung von asylsuchenden Flüchtlingen, die im Westen seit den frühen 1980er Jahren stark wuchs.
In der DDR dominierten nicht Zuwande​rung und Eingliederung, sondern Abwanderung und Ausgliederung durch Übersiedlung oder Flucht in den Westen. Das wurde im Kalten Krieg vom Westen begrüßt; denn „Flucht aus dem kommunistischen Machtbereich" war Abstimmung mit den Füßen in der Konkurrenz der Systeme und wünschenswerter Arbeitskräftezufluss zugleich. In der DDR hingegen war der illegale Weg in den Westen als „Republikflucht" ein Straftatbestand und wurde in der öffentlichen Diskussion nach Möglichkeit ebenso totgeschwiegen wie seit Anfang der 1950er Jahre die „Umsiedlerproblematik". Viele mit Zuwanderung und Eingliederung, mit Ausgliederung und Abwanderung zusammenhangende Fragen fielen in der DDR mithin öffentlicher Verdrängung anheim. Der zweite große Zuwanderungsprozess wurde durch „Gast​arbeiter" und Einwanderer ausgelost: Der deutsch-italienische Vertrag von 1955 gab den Auftakt zur amtlich organisierten Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte ins Land des „Wirtschaftswunders". Der Mauerbau im Osten beschleunigte im Westen nur den Weg zum Einwanderungsland wider Willen; denn die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte wurde nach dem Ende des Zustroms aus der DDR 1961 um so mehr forciert. „Gastarbeiter" wurden sie im öffentlichen - nicht im amtlichen - Sprachgebrauch genannt, in Abgrenzung zu den „Fremdarbeitern" im nationalsozialistischen und zu den „ausländischen Wanderarbeitern" im kaiserlichen Deutschland. Bis zum „Ölpreisschock" von 1973 und dem dadurch ausgelosten „Anwerbestop" dauerte die Anwerbung im Westen. Rund 14 Millionen „Gastarbeiter" kamen in dieser Zeit, etwa 11 Millionen von ihnen kehrten zurück. Der Rest blieb, zog die Familien nach und lebte zum Großteil schon in den späten 1970er Jahren in einem gesellschaftlichen Paradox - einer Einwanderungssituation ohne Einwande​rungsland. Das wiederum wurde im Wes​ten regierungsamtlich „dementiert", im politischen Entscheidungsprozess verdrängt und im Verwaltungshandeln tabui​siert. Die überfälligen Großkonzepte für Einwanderungs- und Eingliederungsfragen blieben aus; denn was man tabuisiert, das kann man nicht gestalten.
Auch in der DDR gab es, in geringem Umfange, Ausländerbeschäftigung auf der Grundlage von Regierungsabkommen. Die Ausländer stammten hier zuletzt vorwiegend aus Vietnam und Mosambik. Sie arbeiten, wie ehedem die „Gastarbeiter" im Westen, meist in den am wenigsten geschatzten Beschäftigungsfeldern mit den härtesten Arbeitsbedingungen, zum Beispiel zu drei Vierteln im Schichtdienst. Diese Ausländerbeschäftigung wiederum wurde in der DDR offiziell totgeschwiegen oder als Ausbildungswanderung verharmlost. Für die mit befristeten Vertragen in den eingemauerten Staat geholten Ausländer gab es zwar administrativ geleitete, autoritäre „Betreuung". Es gab insgesamt aber weniger soziale Inte​gration als staatlich verordnete Segregation und sogar räumliche Gettoisierung. Die Ausländer wurden vielfach in separaten Gemeinschaftsunterkünften einquartiert und damit auch sozial auf Distanz gehalten. Nahere Kontakte waren genehmigungs- und berichtspflichtig.

Die verordnete Ausgrenzung der Fremden und die öffentliche Tabuisierung ihrer Existenz schufen ein soziales Vakuum. Darin siedelten Gerüchte und Argwohn, wucherten Misstrauen, Angst und Hass. Von einer ostdeutschen „Form der Apart​heid" sprach Bundestagspräsident Wolfgang Thierse, von „Xenophobic hinter verschlossenen Turen" die frühere Ausländerbeauftragte der Bundesregierung, Cornelia Schmalz-Jacobsen. Nach dem Ende der totalitären Disziplinierung brachen die latenten fremdenfeindlichen Spannungen offen hervor. In den Vereinigungsprozess brachten die einander fremd gewordenen, aus politisch-ideologisch gegensätzlichen Erfahrungswelten stammenden Deutschen mithin, neben vielen anderen ungelosten Fragen, auch in beiden deutschen Staaten unbewältigte Probleme im Umgang mit Fremden ein. Die dritte Einwanderungsgruppe seit Ende des Zweiten Weltkriegs sind Asylsuchende und andere Flüchtlinge: Die Antwort der Nachkriegsdeutschen im Westen auf die Aufnahme - aber auch Nichtaufnahme - deutscher Flüchtlinge im Ausland 1933-45 war die berühmte Botschaft der vier Worte in Artikel 16 des Grundgesetzes, deren Diskussion heute viele Bibliotheksregale füllt: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht".

Asylrecht für politisch Verfolgte
Das weltweit offenste Asylrecht sollte allen, die glaubten, Anspruch darauf anmelden zu können, bis zur Entscheidung über ihren Antrag sicheren Aufenthalt geben. Mit zunehmender Inanspruchnahme dieses Rechts durch Flüchtlinge aus aller Welt wuchs die Tendenz zunächst zu seiner Einschränkung in der Praxis und schließlich 1993 zur Einschränkung des Grundrechts selbst. Seit der Grundrechtsänderung von 1993 hat in aller Regel keine Chance mehr auf Asyl, wer aus „verfolgungsfreien" Ländern stammt oder über so genannte „sichere Drittstaaten" einreist. Die Abwehrmaßnahmen aber haben nicht nur die Asylbewerberzahlen gesenkt und den Transitverkehr von Asylsuchenden durch Deutschland in andere europäische Länder verstärkt. Sie haben auch die Zahl der illegalen beziehungsweise irregulären Inlandsaufenthalte erhöht, teils durch illegalen Grenzübertritt, teils durch LFbeschreiten der Aufenthaltsgenehmigung, teils durch Abtauchen nach dem Eintreffen von Ausreiseaufforderung oder Abschiebungsandrohung. 

Die vierte große Gruppe schließlich ist die der Aussiedler und deutschen Einwanderer aus Osteuropa: Die Aussiedlerzuwanderung ist eine Art „Ruckwanderung" über Generationen hinweg. Die Vorfahren sind teils vor Generationen, teils schon vor Jahrhunderten oder, wie im Falle der „Siebenbürger Sachsen", sogar schon im Spatmittelalter ausgewandert - in Zeiten mithin, in denen es ein „Deutschland" noch gar nicht gab. Anerkannte „Aussiedler" haben im Sinne des Kriegsfolgenrechts zwar Anspruch auf die deutsche Staatsangehörigkeit mit allen Rechten und Pflichten. Sie sind aber kulturell, mental und sozial zugleich auch echte Einwanderer. Ihre Eingliederungsprobleme wurden durch Unterschatzung oder gar Verwechslung mit den Vertriebenen und Flüchtlingen nach 1945 deshalb nur erschwert. Die Eingliederungsprobleme wuchsen mit dem Aufstieg der Aussiedlerzuwanderung zur Massenbewegung. Das galt, obgleich die Zahlen 1993 durch die Kontingentierung der Aufnahmebescheide auf maximal 220000 abgebremst und dann durch mancherlei weitere Restriktionen schließlich bis 1998 auf etwa 100000 heruntergebracht wurden - nicht zuletzt durch die 1996 eingeführten Sprachtests in den Herkunftsgebieten. Die Aussiedlerzuwanderung galt lange als mustergültiges Modellunternehmen, empfehlenswert auch für die Eingliederung ausländischer Einwanderer. Das hat sich unter wachsendem Haushaltsdruck deutlich geändert - auch wenn die Aussiedler trotz der Kurzungen der Eingliederungshilfen noch immer eine privilegierte Zuwanderergruppe sind. Bei der Integration der fremden Deutschen aus dem Osten ist mithin ein neues echtes Einwanderungsproblem brisant geworden, wahrend das alte, die schon seit Jahrzehnten laufende Eingliederung der einheimischen Ausländer, immer noch viele Probleme kennt.
Vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland
Über alle Licht- und Schattenseiten der Migrationsgeschichte in, aus und nach Deutschland hinweg war die große Generallinie der historischen Entwicklung im 19. und 20. Jahrhundert bestimmt durch den Wandel vom Auswanderungsland über das „Arbeitseinfuhrland" zum Einwanderungsland der Gegenwart. Nicht erst der aufsehenerregende Bericht der Vereinten Nationen zur Bevölkerungsentwicklung vom Frühjahr 2000 hat darauf hingewiesen, dass Deutschland auch auf weite Sicht auf dauerhafte Zuwanderungen angewiesen bleiben wird.
Die fortschreitende demographische „Überalterung" der Bevölkerung in Deutschland birgt in der Tat schwerwiegende Probleme. Das gilt für die wirtschaftliche Dynamik ebenso wie für die Generationensolidarität. „Bevölkerungspolitik" als solche ist keine Alternative. Es kann nur um die Rahmenbedingungen gehen, denen sich das Bevölkerungswachstum durch Geburten und/ oder Zuwanderung entwickelt. Dazu sind umfassende Gesamtkonzepte notwendig, innerhalb deren das Thema Migration ein zentraler Aspekt neben anderen ist. Im Migrationsbereich selbst aber ist es wichtig, im Auge zu behalten, dass Deutschland trotz des Wandels zum Einwanderungsland nicht aufgehört hat, ein Auswanderungs- und Transitland zu sein. Die Bundesrepublik Deutsch​land ist vielmehr, zumal seit dem Ende des Kalten Krieges und der damit verbundenen Wiederkehr der Ost-West-Wanderungen, eine Drehscheibe im internationalen Wanderungsgeschehen: Es nimmt auch heute nicht nur Einwanderer und Arbeitswanderer auf, sondern entsendet auch Auswanderer und Arbeitswanderer. Hinzu kommen zahlreiche ausländische Transitwanderer, unter ihnen auch viele Flüchtlinge, für die Deutschland nur eine Zwischenstation auf dem Weg zu anderen Zielen ist. Deutschland braucht deshalb ein umfassendes Gesamtkonzept für alle Dimensionen der Migration.
Anziehungspunkt Stadt
Die ausländische Bevölkerung in Deutschland ist räumlich sehr unterschiedlich verteilt. Allein in den vier (westlichen) Flächenländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen leben etwa 70 Prozent aller Migranten. In den neuen Bundesländern Brandenburg, Mecklen​burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen sind die Ausländeranteile sehr gering. Nur in Brandenburg und Sachsen liegen sie über zwei Prozent. Die großen Agglomerationsräume in den alten Bundesländern sowie Berlin weisen einen mehr als doppelt so hohen Migrantenanteil wie die ländlichen Räume auf. In den Städten erreicht der Ausländeranteil eine durchschnittliche Größenordnung von 15 Prozent, in einigen Fällen liegt er deutlich darüber.

Verjüngungskur
Die Bevölkerung in Deutschland wird immer älter. In etwa 30 Jahren dürfte der Anteil der Älteren den Anteil der Jüngeren um das Doppelte über​steigen. Der „Vergreisung" der Deutschen kann Zu​wanderung entgegenwirken. Denn die Migranten sind im Schnitt jünger als die Gesamtbevölkerung. Dies wirkt sich auch positiv auf den Arbeitsmarkt und die sozialen Sicherungssysteme aus. 

Türken an der Spitze
Mit einem Ausländeranteil von neun Prozent an der Gesamtbevölkerung liegt Deutschland im europäischen Vergleich im oberen Mittelfeld. Jeder vierte Migrant stammt aus einem Mitgliedsland der Europäischen Union; die meisten von ihnen kommen aus Italien, Griechenland, Österreich, Portugal und Spanien. Die größte Gruppe der ausländischen Bevölkerung bilden die Türken mit 2,1 Millionen Menschen (Grafik rechts). Ein Blick auf die Herkunfts- und Zielregionen der Migration (Grafiken oben) zeigt, dass ein Großteil des Migrationsgeschehens Deutschlands mit den Ländern Europas stattfindet. Im vergangenen Jahr zogen insbesondere aus den Nicht-EU-Staaten Europas sowie aus Asien mehr Menschen nach Deutschland als von hier in diese Regionen.
Beruhigung bei der Migration
In den letzten 40 Jahren wanderten mehr als 30 Millionen Menschen nach Deutschland ein. Andererseits verließen im gleichen Zeitraum mehr als 21 Millionen Menschen die Bundes​republik. Die hohen Zuwanderungszahlen zu Beginn der 90er Jahre (z.B. 1,5 Millionen Zuzüge 1992) resultieren vor allem aus der erhöhten Einwanderung von deutschen Spätaussiedlern aus den Staaten der ehemaligen Sowjetunion und anderen meist osteuropäischen Staaten, aus der gestiegenen Zahl von Asylsu​chenden, aus den seit 1991/92 aus dem ehemaligen Jugoslawien geflohenen Flüchtlingen sowie aus der gestiegenen Arbeits​migration aus Nicht-EU-Staaten. Inzwischen hat sich das Migra​tionsgeschehen „beruhigt". 1999 kamen nur noch rund 875 000 Menschen nach Deutschland, 672 000 Menschen zogen fort.

Der Schluβ

Es ist em Zukunftsthema für viele europäische und auch nicht-europäische Länder, in einer Situation, die durch groβe Wanderungsbewegungen weltweit gekennzeichnet ist. Davon kann sich kein Land ausnehmen. Worin sich die Länder unterscheiden, ist, dass die einen Einwanderungsländer sind und die anderen nicht - aber dass sie dennoch Zuwanderung haben. Deutschland ist im rechtlichen Sinne kein Einwanderungsland, hatte aber eine immense Zuwanderung: 20 Millionen Menschen allein seit 1950. Heute geht es darum, wie Europa, wie die einzelnen Länder mit Zuwanderung umgehen. Und dabei geht es nicht nur darum, ob wir Zuwanderung zulassen oder nicht, sondern vor allem um Fragen der Steuerungsprozesse und der Integration.

Wir befassen uns zum einen mit der Zuwanderung in Deutschland - nach unserer Rechtslage haben wir die verschiedensten Kategorien von Ausländern mit unterschiedlichem Aufenthaltsrecht bei uns. Der zweite groβ Themenblock ist das Verhältnis von nationalen zu europäischen Rechtswegen. Em weiteres Feld ist die Frage:

Brauchen wir zusátzlich Arbeitskräfte in Deutschland,

müssen wir das Land stärker öffnen für branchenspezifische Zuwanderiing. Und wie verhält sich die hohe Arbeitslosigkeit zu nicht-besetzbaren Stellen. Das betrifft keineswegs nur die IT-Berufe. Em weiterer Punkt, der sich ab 2010 immens bemerkbar machen wird: der Bevölkerungsruckgang. Wobei wir es heute schon in be stimmten Regionen - nicht nur, aber vor allem in Ost deutschland - aufgrund von Geburtenrückgang und Bin nenwanderung mit erheblichen sozialräumlichen Ver werfungen zu tun haben. Und dann gibt es natürlich noch den ganz gro Bereich der Integration, der - wenn auch auf sehr abstrakter Ebene - die aktuelle Diskussion bestimmt.

Das Zuwanderungsproblem konfrontiert unmittelbar mit den Aufgaben der Innenpolitik: der Bildungspolitik, der Weiterbildungspolitik, der Arbeitsmarktpolitik. Die Akzeptanz von Ausländern im eigenen Land, die Tatsache, dass die Einheimischen sich bedroht fühlen oder nicht, hat aber auch erheblich mit den Arbeitsmarktchancen und Lebensperspektiven der Deutschen zu tun. Wobei diese Art von Bedrohung eine sehr abstrakte sein kann. Denn sie müsste in Ostdeutschland sehr viel geringer sein, weil kaum Ausländer dort leben. Und damit bin ich bei einern kardinalen Punkt: dem eigenen Selbstverständnis. In Deutschland überwiegt die Perspektive: Ausländer belasten uns. Sie hören selten in Diskussionen unter der Bevolkerung den Gesichtspunkt der Bereicherung, der Innovation der Gesellschaft. Nehmen wir die USA als klassisches Emnwanderungsland, dort wird völlig anders diskutiert. Die USA ist das am starksten aufnehmende Zuwanderungsland in Bezug auf Arbeitskräfte, und dort ist den Menschen klar: Die Einwanderer schaffen Arbeitsplätze. Es ist wichtig, deutlich zu machen, dass Zuwanderung auch Arbeit schafft und nicht Arbeit wegnimmt. Wir müssen endlich lernen, dass die Botschaft, die wir unter die Menschen gebracht haben — technische Veränderung und Globalisierung bringen das Ende der Arbeitsgesellschaft — nicht stimmt. Die härtesten Gegenargumente bringen unsere Nachbarländer: Wir können a nicht mehr sagen. Deutschlands in Arbeitsmarktfragen das Land mit den besten Ergebnissen. Die Daten in unseren Nachbarländern sind besser: Die Niederlande haben nur geringe Arbeitslosigkeit, oder nehmen Sie Dänemark, Österreich, die Schweiz.
Die Literatur
1. Bade J. K. Drehscheibe Deutschland: Wanderungen in Geschichte und Gegenwart. – Migration: №6/2000

2. Rita Süssmuth Ja zur Vielfalt. – Deutschland: №3/2001

3. Hänkler K. Migration in Deutschland. – Deutschland: №5/2003
4. Bhabha K.H. Migranten werden Bürger. – Deutschland: №7/2000

5. Grosswörterbuch russisch-deutsch. - M: Russkij Yazyk, 1999 
Anwendungslist

1. Hauptmigrationsströme

2. Konstante: Ausländeranteil

3. Zuwanderung nach Deutschland, Abwanderung aus Deutschland

4. Ballungsräume: Migranten in den Städten

Anwendung 1
[image: image1.png]Hauptmigrationsstrome

Kuba o ), puerto Rico
Haiti

50 Venezuela
Kolumbien,

Brasilien

Bolivien

( wichia

o wichtigste Herkunftslander
und Regionen

EUROPA /\o
Balkan-Staaten
Portugal

Algerien &Y_ﬂf"\%

(o Sahel-Zone
AFRIKA

Sambia  yosambik |

/ Indonesien

AUSTRALIEN



[image: image4.png]Ballungsraume: Migranten in den Stadten

p -
b /
Hlmhurq 154 )
Berlin12,8
Kdin 18,8 o 5
L
il Dresden 2.8
Frankfurt/Main 27,9
Stuttgart 23,9
Miinchen 22,5

Alle Angaben aus dem Jahr 2000 in Prozent




Anwendung 2

[image: image2.png]Konstante: Auslanderanteil 1961 - 1999
(in Prozent)

%, R EER

"’:rHIHHIHHIH!HQ

% R I EEEEEER

”’éHHIHHIHHHD

% B ANNERE YRS e

% LR AR

%\HIHHIHHIHHQ

% R R I R,




Anwendung 3

[image: image3.png]Zuwanderung nach Deutschland Abwanderung aus Deutschland

Nieit p 4

> /i . P /

EU-| 169 267

\ Ozeani =

Afrika 33381 Afrika 26 034




Anwendung 4



PAGE  
19

